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XlII. GcsetzgebungFperiode 
. 31. August _ 2 (40 / A. B. 1010 ::!~.:~ ~en ................ > ................................. > ... : ....... 19/ .... . 

FüR SOZIALE VERWALTUNG 

Zl. 10.009/170-1aj1972 / 

Telephon $756 5S 

ZU ?O~, J. 
. ,'". 'fn.~, ... 

P .. " " .. co, l'~' s:. ras, am .... ~ .. _.o- ~ .. 

B e a n t W 0 r t 11 n g 

der Anfrage der Abgeordr~2.ten LEHR und Genossen an 
den HC17r:r.. Bundesminister fl.ir soziale Ver,.oJal tung, 
betre1f2nd E~füllung des Regierungsprogrammes, 

No. 707/J. 

In Beantwortung der Anfrage beehre icn mich, folgendes 
mitzuteilen: 

I •. So~ial versicherun_~: 

nie Regierun.gserklärung, soweit sie die Sozialversicherung 
betrifft, bezeichpet die Erstellu~g eines Gesamtkonzeptes für 

alle Zweige der Sozialversicherung, verbunden mit einem Hinger­
fristigen Finanzierungsplan als unbedingte Voraussetzung, um 
die bAstehenden Leistungen und berechtigte nO-~11endige Ver­
besserungen zu gewährleisten. In der Pensionsversicherung 
sollen im R&hmen eines solchen Konzeptes nocL bestehende soziale 
Härten schrittweise abgebaut und differen.1"e Rechtsnor:::-.en 
einander angeglichen werden. 

Im Bereicb der Krankenversicherung sollen vor allem die Er~ 
gebnisse der Enquete über öie soziale Krankenversicher"'J.ng 
Berücksichtigung finden. 

In seiner Sitzung a1Jl 4. Juli 1972 hat der Ministerrat be­
schlossen, die Entwürfe der 29. Novelle zum Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetz (ASVG), der 21. Novelle zum Gewerblichen 
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz (GSPVG), der 6. Novelle 
zum Bauern-Krankenversicherungsgesetz (B;""KVG) und der 2. Novelle 
zum Bauern-Pensionsversicherungsgesetz. (B-PYG) de~ Nationalrat 

zur verfassungsmäßigen Behandlung vorzulegen. 

Die Regierungsvorlage der 29. Novelle Zli.Trr ASVG. enthält für 
den Bereich der Krankenversicherung ein mittelfristiges Finanz­
b~nzept, das unter Berücksichtigung der Ergpbnisse Ger Enquete 
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erstellt \'l/urde und welches be'iI!:Lrkt, daß die . Krcmkenver­

sicherungsträger nach dem ASVG. voraussichtlich bis ::;in-
hl

o 
p'o h "'97 r , 4..

0 b d ~ o. a~as 1-.u "'_ sc le~,·..LlC_.. I \.) aKlJ1Y ge aren wer .en uur" SuffiJC _ L 

stehe:lde Leistungsl'echt gesichert ist ~ Es ist darüber hinaus -

der Empfeh1ung der Enquete folgend - vorges(;~: en, daß die 

Träger der Krankenversicherung ab 1. Jänner 1974 - unbeschadet 

ihrer sonstigen gesetzliche:: Aufgaben - GesundeLluntersu:'.lnmgen 

durchzufi.>~r€'n haben 1derden. W€'d;ers sollen die na(~h § 21) des 

Bundesgesetzes über die Beschäftigung von Kindern u.nd Jugend­

lichen, EGBl.Nr. 146/1948, sowie des § 7 ~es Hmlsgehilfen- und 

Hausangestelltengesetzes, BGB1.Nr. 235/0~'}62, vorgesehenen ärzt­

lichen Untersuchungen von Jugendlichen als :rLLlcht: ·:;istungen 

vor. den Krankenversicherungsträgern überno:mDen und auch auf 

die in der Land- und ]!'orstwirtschaft tätigen Jugendli.chen a.us-­

ged(~:;mt werden~ 'Was die Durchführung der Untersuchunger:. von 

familienangehörigen Beschäftigten in land·- und fOTstwirtscha.ft­

lichen Betrieben betrifft, so enthält diS Regi8rungsvorla~e 

der 6~ Novelle zum B-KV'G, etne entsprechende Bestir!1ffiULe-~. Ar:e.loge 

Maßnab.lL'.en sind auch in den Anfang August 1972 z;ur Begutachtung 

versendeten Entwiirfeneiner 1. Novelle zum C;.'~werbliC'hc".l Selb,::~ts.n­

digen-Krankc:lversicherungsgesetz (GSKVG 'i971) SOir!i.;; e-iuer Li"" 

Novelle zum Bea.llten-Kranken- und Unfall versic.herungsgesetz (B-:K1TlG ') 

vore;e3er:len 0 

Was den B~reich der Pensionsversicherung betrifft, ~o en 

hä1t die Regierungsvorlage der 29. Novelle ZUJTIASVG. zlJ.ne,chst 

gleichfalls ein Finanzkonzept , das das bestehe:1.de .'U?istLmgs:.cecht 

e:chert und die finaY'..ziEiLle Grundlage für dj c: in dieser Novel.le 

vorgesehenen Leistungsverbesserungen schafft. Als solche sind 

insbesondere die T1.aßn8J:lmen zu erwähnen, d~e die Situation der 

von den RuhenSbestimmungen zumindest potentiell be'~,roffsnen 

Personen gilnstiger gestalten sollen. Dazu geh~rt vor allem die 

GevJäll:cung eines Zuschlages zur Al terspe.!1sion für die 3eziehel" 

einer Alterspension gemäß § 253 ASVG. bzw. einer Knappschaf~s­

alterspension gemäß § 276 ASVG., die wiedeT erwerbst~tig werden. 
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Eine für das ASVG. neue Einrichtung stellt die Bonifikation 
·für den Aufscb11b der Gel tendmachung des Pensionsanspruches dar. 

Als Vorbild dient hiebei die gleichartige Regelung, die im 
GSPVG. ~nd B-PVG. bereits besteht. 

1)ie 21. Novelle zum GSPVG. sicht neben einem fünf jährigen 
Finanz~lan als neue Leistung die Einführung der vor~~eitigen 
Alterspension weg.-;;n langer Versicae:'.lngsdauer vore 

Im Zuge der Beseitigung von Härten soll das Ruhen im Zusarr .... ,'nen­
h~ng mit der Witwenpension in den Bereichen der Pensionsver­
sicherung nach dem ASVG., GSPVG. und B-PVG. zunächst ab:1. Juli 
19'73 durch Anbebung des Grenzbetrages gemildert und ein Jahr 
später, also mit 1. Juli 'i974, gänzlich aufgehoben werden. 

Wesentlicher Bestandteil der in Rede stehenden Novellen zum 
ASVG., GSPVG. und B-PVG. sind die Änderungen im Ausgleichczu­
lagenrec.ht. Ziel dieE'.;r .Änderungen ist es, d:Le vorhandenen 1:1 i ttel 
stlirker als bisher dorthin zu lenken·, wo die Hilfe der Allgemeinheit 

tatsächlich sozial indiziert jst und das Leistungsrecht in 
dieBem wesentlichen Teilgebiet zu harmonisieren. 

Eine weitgehende Vereinhei tlichuüg pensionsrechtJ ;_cher 

Bestimmungen wird c::.uch durch die Neuregelung.der Bestimmungen 
betreffend die Aufnal'.=te in '3in pensionsversicherungsfreies D.l..enst­
verhältnis und das Ausscheiden aus einem solchen in den Regierungs­

vorlagen erreicht·' 

Di€ Darstellung der in den Regierungsvorlagen der 29. Novelle 
zum ASVG., der 21. Novel19 zum GSPVG., der 6. Novelle zum B-KVG. 
und der 2. Novelle zum B-PVG. vorgesehenen Maßnahmen läßt 
deutlich erkennen, daß die Absicht der Bundesregierung, wie sie 
in dsr Regierungserklärung bezüglich der Verbesserungen auf dem 

Gebiet der Sozialversicherung zum Ausdruck kommt, bereits zu 
einem großen Teil verwirklicht sein wird, sobald die Regierungs­
vorlagen durch den Beschluß der gewählten Volksvertreter Ge­

setzeskraft erlangt haben. 
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11. Arbeitsr8cht; 

Zu Z. 1 lit a der A!lfraß~ 

Im Zuge der \'Jei t:eren Kntwicklung und Verbesserung des in­

dividuellen und zollEktiven L:::-beits:k'ec'::-ltes wurden bis Ende der 

Frühjc ... 1:lrssession vom Nationalrat nüchstebende Gesetze b~­

schlossen: 

1. Bundesgesetz vom. 30" I1aL1972, BGBleNr. 235~ mit dem das 

Bundesgesetz über die Nachtc..rbeit der Frauen geändcrtwird~ 

Diese Novelle sieht auf Grund von v'iirtschaftlichen Er­

fordernissen und Wünschen der Interessenvertretungen "Ieitere 

Ausnahmen vom \~ \.:r-oot der ?iachtarbei t d'er Frauen vor. Sie ent­

hält auch Besti:mm.ungc::1 zur Vereinheitlichung arbeitszeit­

rechtlicher Vorschriften und soLi die Am"iendung des Gesetzes 

vereinfachen. 

Bei der Ervveiterung des Ausnahmekatalogs vom Nac:'.itarbeit­

verbot der Frauen, 'Wurde auf dj.e Bestimmungen des von Österreich 

ratifizierten IAO-Üoereinkommens (Nr ~ 89 )., BG:Öl.Nr. 229/1950, 
Bedacht genOTIll'D.en. Es wurden i:.1sbesondere für teilzeitbe­

schäftigte Arbeitnehlli~rinnen, für das Reinigungs- und Aufsichts­

personal in Betrir;ben des R8inigungsgewerbes und für das be­

triebszugehörige Reild_gunsspersonal sO'\'Jie für Arbei tnehmeri:!:.nen 

in :betrieben mit großer Hitzebelastung und .t~r Arbeitnehmerinnen, 

die bei der Bereitstellung von IJebensmi tteln für dc:'1 V8rka-uf 

oder im Marktverkehr tätig sind, weitere Ausnahmen gesct..affen. 

Diese Ausnallmen erforderten e.:i.ne Ausdehnung der bereits im 

Gesetz enthaltenen Verpflichtungen des Arbeitsgebers, erforder­

lichenfalls für eine 'llransportmöglichkei t zu sorgen, die das 

sichere 7rreichen "jes Betriebes bzw. der W:>hnung gewährleistet. 

Die Angleichung an die Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes 

erfolgte insbesondere bezüglich der Ruhepausen, der Zu­

ständigkeit für die 5ev-Jilligung von Ausnahmen, der Befristung 

von Ausnahmen sowie die Zuständigkeit der Arbeitsinspektorate. 

2. Bundesgesetz vom 9. Juli 1972, BGBl.NI'. 287, über betrieb­

liche Jugendvertr~tungen (Jugendvertrauensrätegesetz -JVRG). 

Durch dieses Gesetz 'wurde die gesetzliche Grundlage für die 

Errichtung betrieblicher Jug,~ndvertretungen gesch2.ffen un,d 

damit deI' in der R8gierur..gserkJ.ärung vorn. 27. April 1970 bzvJ. 
5. November 1971 bekundeten Absicht der Bundesregierung 

- 5 -
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RechI;l.ung getragen~ den Vertretern der jungen Generation 

ein hohes l"raß an r'li tsprac:he einzuräumen. 

Durch das Jugendvertrauen~:;:äteg8setz wurde das bestehende 

Betriebsverfassungsrecht systemkonform er~eitert. Das Ge­
setz, welches sich in seinem Geltungsbereich, in Diktion und 

Systematik eng an das e;eltende Betriebsrätegesetz anlehnt, 

enTspricht im 'VJesentlichen der::. von der Kommission zur Vor­

bereicung der Kodifikation des Arbeitsred'-tes erarbeiteten 

Grundsätzen~ 

Jugendliche i.rb'?i tner....IL/Jr, die das 18. Lebensjahr noch nicht 

vollendet haben und c1<3..!1.er bei Betriebsratmvahlen nicht wahl-­

berechtigt sind, können nUrL>nehr eine eigene ~Tugen('!"':rertretllng, 

den Jugendvertrauensrat , wälüena Dieser hat- die A ufge."!.1e der 

Wahrung der besonderen Interessen jugendlicher Arbei tner...mer 

in wirtschaftlicher~ sozialer und kultureller Hinsicht .. -Er hat 

seine Aufgaben grundsätzlich iID Einvernehmen ::;J.it dem Betriebs­

rat \va..."'lrzunehmen, um die EinhAi tlichkeit der Interessenver­

trdtung aller Arbeit~phmer zu gewährleisten. 

Zu Z~ '1 li t b der .:-h f:!:'age: 

I. :nie Arbeiten cu.1 der Kodifikation des Al'i)eit$rechtes \vurden 

mi t der E:.:stellung des I. und 110 Teilentwurfes ilUre!1 deS 

Bundesministerium für soziale Ver'i-laltung begonnen. DurcIJ Ein­

setzung einer Kodifikationskon~ission im J~"'lre 1967 sind die 

Al'bei ten an der Kodifikation· des Arbeitsrechtes in ein neues 

Stadium getreten. Derzeit oerät die Kommission die Prouleme 

des BetrjebsverfasBungsrechtes. Diese Beratungen 3tehenvor 

ihrem ..&.J;>sctlluß. Es ist beabsichtigt, im Herbst 1972 den Ent­

wurf eines Bundesgesetzes liber das kollektive Arbeitsrecht als 

ersten Teil der künft.i.gsn Kodifikation des Arbeitsrechtes zur 

Begutachtung auszusenden. JJieser Gesetzentvmrf vJird neben der 

kollektiven Rechtsgestaltung u.a. auch das Betriebsverfassungs­

recht enthalten und eine Ausweitung der l'1itbestimr.:mng in so-

. zialen und personellen ~nsbesondere aber auch in wirtschaftlichen 

AngelegerLhei ten im Sirne der Regierungserklärung vom 5. No­

vember 1971 bringer.o 
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11. Weiters wurden folgende Vorhaben zur Verbesserung und Weiter­
ent~icklung des ~rbeitsrechtes im Individualbereich vom Bundes­
ministerium fü:c soziale VervJ9.:1tung in Angriff genommen. Hiebei 

wird auf die in A'J.ssichtgenorume:le kodifika.torische Erfs.ssung 
dieses Rechtsgebietes nach !1öglichkeit Bedacht genommen, die 
nach Abschluß der Arbeiten am kolle~<tiven Arbeitsrecht von 
der KoJifikationkommission fortgesetzt wird. 

1. B.eßiel'ungsvorl~be eines Bundesgt;.~etzes ,c_~treffend den 
Urlaub für ArbeitnehTr..er in der Bam-li:etschaft. 

In der laufenden Gesetzgebungsperiode vJUrde eine Regierungs­
vo~lage eines neuen Bauarbeiter-Urlaubsgesetzes im Nationa~rat 

eingebracht, 1velches sm'JOhJ. verschiedene Leistungsverbesserungen , 
als auch ein modernen J:.nforjert:ngen entsprechendes Verfahren über 
Vorschreibung und Entrichtu~G der Zuschläge sowie Berechnung und 
Auszahlung der Urlaubsontgel te vorsieht,. 

2. Verbesserung der Bestimlllungen über di~ 'Entgeltfortzahlung 

fü.:: Arbeiter im KI'?-nkheit§- oder Unglücksfall. 

Dc: die gesetzlichen Bestimmungen über Entgeltfortzahlung im 
Kr~nkheits- oder·Unglücksfall für Arbeiter erheblich un­
gGnst~gere Regelung0n enthalten als das Angestelltengesetz und 
auch die Kollektivverträge in dieSe::' Frage vo'neinander vJei t­
gehend abweichen, ers~hein~ es zeb0ten, auf gesetzlicher Basis 
eine Verbesserung der Rechtsstellung der Arbeiter im Krcmkheits­
fall herbeizuführen undhiebei eine Angleichung de~ Ansprüche 
aD die Angestellten anzustreben. 

Das Bundesministerium lür soziale Ver':~al tung hat zu Vo-;:­
bereitung einer entsprechenden legislati"Ten Maßnahme Vorarbeiten 

, durch Auswertung der einschlägigen kollektivvertraglichen Be­
stimmungen geleistet sowie rechtsvergleichende Untersuchungen 
zu diesem Problemkreis angest8llt. 

Um die Belastung der Wirtschaft durch die verschiedenen· 
Lösungsmöglichkeiten abschätzen zu können, sind Berechnungen 
über die erforderlichen Kosten im Gangeo Diese Vorarbeiten sollen. 
ermöglichen, der Entschließung des Nationalrates vom 30. f'lai 1972 
CE '1.3) ehest zu entsprechen. 
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3. Schutz der Arbeitnehmer vor Folgen der Rationalisierung. 

RationaJ.isi~rlJ.ngsillBBnahmen in den Betrieben sind, wie die 

Erfahrung zeigt, regelmäßig ndt Folgen verlJunden, die für die 

Arbeitnehmer des Betriebes von Nachteil sein k6nnen. Den ne­

gativen Aus'wirkungen von Rationaliesierungsmaßnahmen ein­

schließlich der Automatisierung und Mechanisierung kann durch 

Absprachen der Kollektivvertrugsp~rt~er sehr wirkungsv~ll ent-

.L ( gegengetreten ·werden, da hiebei d:'c A:r:beits·- und 1,t{~~tschafts­

bedingungen des einzelnen vJirtschaftszweiges berücksichtigt 

\<;I'..;rden können. Das Bundesministerium für soziale Verwaltung 

prüft zur Zeit, "'/elche Maßnahmen bei Fehlen oder in Ergänzl~ng 

s~Jlcher Absprachen im Ber8ich der Gesetzgebung zur Be1tJäl tigung 

der Probleme der Rationalisier:mg getroffen \-Jerden müssen. 

Für ältere Arbeitnehmer, die im Falle eines Verlustes ihres 

Arbeitsplatzes erfahrungsgemäß nur schwer oder gar nicht mehr 

in den Arbeitsprozeß eingegliedert werden k6nnen, soll gemäß 

der E.r>.tschließung des Nationalrates voni 30. !1ai 1972 CE 13) ein 

Verbot der Kündigung im Zusam:Ut;nhang mit Rationalisierungs­

maßrüilimen "lrorgesehen \-Jerden. Der Umfang und die i"Iodalitäten einer 

s0:"cpen Kündigungsbeschränkung sind derzeit Gegensta:nd von 

Untersuchungen, deren Ergebnis noch eingehend,er Er6rterung mit 

den zuständigen Stel12n de~L' A:,:,bei tsmarktverwal tung und den 

I:nteressenvertretungen bedürfen. 

4. Sicherung des Arbeitsplatze..? für Präsenzdiener ~lnd Zivil­

die~stpflichtige. 

Die Änderung des \olehrr~chtes sowie diG in Aussicht gen':-mInene 

Einfü.l1.rung eines ersatzv.Jeisen Zivildienstes machen eine An­

passung des Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes an die neuen Ge­

gebenheiten erforderlich. Sobald die neue Rechtslage nach Abschluß 

diesel~ Reformen übersehbar ist, sind legislative Maßnfu1.men auf 

dem Gebiet der Arbeitsplatzsicherung zu ergreifen; diese werden 

vom Bundesministerium für soziale VeI'waltung bereits vorbereitet. 
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5. Teilzeitbeschäftigung. 

In verschiedenen Rechtsquellen sind Vorschriften enthalten, 
die auf Teilzeitbeschäftigung Bedacht nehmen. Es wird zur Z8it 
neue~lich geprüft, ob in Weiterentwicklung des Arbeitsrechtes 

und Anpassu.ng an die wirtschaftlichen Notwendigkeiten und be­
trieblichen Gegenbenhei-ten weitere ergänzendc Maßnahmen auf 
dem Gebiet üer Teilzeitbeschäftigung notwendig Bind, ".vie dies 
in dem Initiativantrag 33/A der Abgeordneten Dr. Rubinek, 

Dr. Schwinmer und Gsnossen angenommen wird. 

6. N,ovellierung des Bundesgesetzes über üie Beschäftigung 
von Kindern und Jugendlichen, BGBl.Nr. 1~6/1948 (K,JBG)L 
und Novellierung der Verordnung BGBl.Nr. 258/19;"4-. 

Um der seit der Novellierung des KJBG durch das Bundesgesetz 
BGBl.K:r:.-. 462/1969 eingetretenen Ent\.jicklung in technischer, 

.vJirtschaftlicher und gesellschaftlicher Hinsicht Rechnung zu 
tragen, wird eine"Anpassung der Bestimmungen desKJBG 3-n die 

geänderten Gegebenheiten erforderlich sein. Unter anderem ist 
eine Novellierung des Verz(,~_chnisses der gema ~ 23 Abs 0 2 dieses 
Geset?f;s für Jugendliche verbotenen Betriebe und 'Arbeiten be­
absichtigt. 

Besondere Aktualität hat dieses sozialr~litischt Anliegen 
durch die 29. ASVG-Novelle bekommen, die jährliche Untersuchungen 
pfl.i.cht"'cTersicherter Jugendlicher vorsieht. Über dieses Thema 
haben bereits Besprechungen mit dem Hauptverband österreichischer 
Sozial versicherungsträger und einigen anderen Stellen statt­
gefunden. Vor Ausarbeitung eines GesetzentvlUrft's w2rden noch 
Bt~sprechungen mj t den zuständigen Interess0J.'vertretungen erfolgen. 

7. Novellierung §es Bäckereiarbeitergesetzes, BGEI.Nr. 69/1955-

Mit Rücksicht auf die auch im Bereich des Bäc lcerei2rbeiter­
gesetze~ seit der letzten materiellrechtlichen Novellierung im 
Jahre 1960 eingetretenen Änderung in arbeitstechnischer, ge­
sellschaftlicher und rechtlicher Hinsicht muß auch dieses Gesetz 
den jetzigen Gegebenheiten angepaßt 1'ierden. Es 'Wird hiebei 

insbesondere auf die durch die Ratifizierang des Überein­
kommens Nr. 89 über die Nachtarbeit 
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der Frauen, das BU~l.c.esgesetz über die Nachtarbeit der Frauen, 
BGBI.Nr .. 237/1969 i .. d.F" BGBI .. Nr. 235/1972, das Berufsausbildungs n 

gesetz EGEI .. Nr .. 142/1969 und das Arbeitszeitgesetz, BGBI .. Nr.,461/ 
1969 geänderte Rechtslage Bedacht zu:..nehmen seino 

Das Bundf:'sminis-t;er'ium fü:c soziale Verwaltung ist derzeit mit 
der Prüfung aller mit einer Novellierung des Bäckereiarbeiter­
gesetzes im Zusammenhang stehenden Probleme befaßt luid wird 
nach weiteren Kontaktnrulmen mit den Interessenvertretungen 
einen entsprechenden Novellie:::'w'1gseDtwurf ausarbeiten .. 

8 .. fI.eimarbei tsgesetz BGBl.Nr" 105[1961 "_ 

irJei ters wurden umfa..'1greiche Vorarbeiten für eine Novel1ieru!L:; 
des Heimarbeitsgesetzes, die eine wesentliche Besserstellung der 
Heimarbeiter bringen soll, geleistet" Nach Gesprächen mit den 
zuständigen gesetzlichen Interessenvertretungen wird das Bundes­
ministerium für soziale Verwali:;ung einen entsprechenden Entwurf 
der allgemeinen Begutachtung zuführen$ 

Das Bundesministerium für sozial(! Verwaltung ist; derzeit 
mit der Prüfung der Frage befaßt, ob eine Novellierung des 
Nutterschutzgesetzes mit Rücksicht auf die Abänderung anderer 
Gesetze erforderlicb isto Die cQesbezüglichen Vorarb~iten sind 
noch nicht abgeschlossen .. 

I15 P~beitsmarktpolitik und ArbeitsmarktverwaltuDß 

A)Zunächst weise ich darauf hin, daß es in der Regier-angser­
klärung vom 5. November 1971 h'Sißt; lI:Die neue Bundesregierung 
identifiziert sich mit der Regierungserklä.rung vom 27. Ap'i'il 
1970, und sie \<lird bestrebt sein, die in ihr enthaltenen Ziele 
in den nächsten vier Jahren.schrittvieise zu erfüllenIl " (Seite 15, 
rechte Spalte, letzter Absatz) *) Daraus ergibt sich, daß für 
eine BeantvJOrtung der Anfrage nicht nur die Regierungserklärung 
vom 5 .. November 1971, sondern auch jene vom 27. April 1970 
herangezogen werden muß. 

*) Die Zi tierungm aUB der Regierungserklärung des Bundesk811Zlers . 
Kreisky vom 5 .. November 1971 sind jevleils aus dem stenogI'aphiB-:;~en 
Protokoll XIII~ GP. ent~ommen~ 
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Die grundlegende Aussage über die l::l.lfgHben der Arbeitsmarkt-' 
poli tiE; findet sich in der Regierungserklä:'.:'ung vom 27. April "1970. 
Dort heißt es: 

"In einer wachsenden \-lirtschaft ist das Ziel der AI'beitsmarkt­
politil{ nieht nur die Vollbeschäftigung, .30ndel'n die wirt­
scr.aftlich optimale Beschäftigu:o.g jedes einzelnen. Dazu ist eine 
hohe berufliche und räumliche Mobilität der }'_'beitskräfte nötig. 
Außerdem muß ein Optimum an beruflicher und persönlicher Zu­
friede~heit angestrebt werde~. Die Arbeitsmarktpolitik dor 
Bundesregi21'Ullg wird sich nach diesen Grundsätzen orientieren. 11 

*"') (Seite 23, rechte Spalte, 1. Absatz). 

In den größ.eren Zusammenhang \vird die:3l; JtLlfgabeE'3tellung durch 
die Ausführungen an anderer Stelle fier RegierungserJ<lärung vom 
27. April 1970 gestellt, an der es heißt: "Die Bundesregierung 

sieht eine ihrer vornehmsten Fflichten in der Verbesserung der 
Lebensbedingungen der Menschen in der Industriegesellschaft. 
Zwischen der Sozia~- und Wirtschaftspolitik bestehen enge Zu­
sammenhänge." (Seite 22, rechte Spalte, letzter Absatz). Dazu 
wird an anderer S"i,elle ausgefii."l-J.rt: "Diewirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen StrukturE;::;J ändern sich heutE: ungleich rascher 
als je ~uvor. Die Anpassung an diese .Änderungen ist di,~ ent~ 

scheidende Vc::,aussetzung für den Fortschritt. l!el' \.Jirtschaft und 
damit für die Steigerung des 'Wohlstandes. 1I (Seite 16, linke 
Spalte, 4. Ahsatz). "Unsere ökonomische Politik muß sich \-Jeiters, 
soll sie nic:J.t den Menschen ignorieren, einem \.Jertsystem unter­
ordnen, bei deill der Mensch, sein Lebensraum, sein wirtschaftliches 

Wohlergehen, seine Entwickl~ngsmöglichkeiten und seine kulturelle 
Entfaltung in den Mittelpunkt unserer Betrachtung gestellt 
werden."CSeite 18~ linke Spalte, 5. Absatz). 

"Die mit dem technischen Fortschritt verbundenen Umschichtungen 
dürfen t3emeinzelnen keine unbilligen Härten auferlegen. Eine 
vorausschauende und anpassungsfähige Wirtschaftopolitik wird im 
Zusammen"ltlirken von Regierung und vJirtschaftspar-tnern nicht nur 
die Voraussetzung für ein optimales Wirtschaftsv-Jachstum schaffen, 
sondern auch die Vollbeschäftigung sichern End die! Kaufkraft der 
\-lährung garantieren. "(Seite 18, rechte Spalte, 2. Absatz). 

$iI<) 
Die Zitierungen aus der RegierungserkläruDg des Bund~skanzlers 
Kreisky vom 27. April 1970 sind jeweils aue dem. stenogr3.phiscllen 
Protokoll XII.GP. entnomm.en. 
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Zu einem besonJeren Aspekt dieser AufgdGIS wird in der 

Regierungserklärun6 VO:T.. 27. April 1970 folgendes ausgeführt: 

"Die demographische und ökonomische EntvJicklung in Österreich 

verstärkt den Gegen:::Hltz z'l:Jischen \vL."tschc.ftli eh produktiven, 

in ihren Lebensbedingungen allerdings oft unz,ul'eichenden Ver~ 

dichtunt1;sräumen und schv;ach strukturierten Entlf:;:en,l.ngsgebie;;en,. 

Dadurch kommt es zu einem regionalen Leistungs- und vJohlstands­

gefälle. Diese SituatioL. erfordert eiTle aktive Raumordnungs­

pol~tik, deren Ziel es sein muß; dieräumlichenVoraus22tz'lng':m 

für annähernd gleiche En,verbs- und Lebensbec:iingungen für die 8e-­

völkerung in allen Siedlungsgebieten des Landes zu schaffen. tl 

(Seite 21, linke SpAlte, 3. Absatz). 

In Ausführung dazu ;leißt es in der Regierungserklärung vom. 

,. November 1971: "Di.e Bunuesregier'.lug setzt sich :!"~ilr den 

Bereich ihrer eigenen regionalen Strul\:turpoli tik zum Zibl, den 

gesamtstaatlichen ZusamInenhan~ zu fördern und das re2-:ionale Ent­

wicklungsgefälle nach !1öglichkei t zu verringern. Dem wird auch 

die übertragung der aus dem Raumr~anungsmodell Aichfeld-l"Iurboden 

gewonnenen Erfahrungen auf andc:re Entwicklungsgebiete dienen .. !1 

(Seite 31, rechte Spal ~e, L~. Absatz). 

Für die WeitereYlt1rv:i.cklung der ArbeitsmaI'ktver~'Jaltung alB Teil 

der ;;taatlichen V (':.l.',,.,ral tung '~nSt~esamt sind die AusführuYlgen in 

der Regierungserklärung vom 27. April 1970 maßgebend, in deDen 

es heißt: "Die Struktu-r der öffentlichen Verv'i'El tung ';_s~; aU.L -:iie 

Erfordernisse eines modernen Industriestaates auszurichten. 

Nehon der Einfühl'ung moderner Verwal tungsmethoden und organi-­

satorischer Maßnahmen i.st t:;,;soncers darauf zu achten, daß die 

Verwaltung mit der Zeit und der Freiheit des Bürge~s sorgs~ll 

umgeht unci eine Veroesser\:ng des Nahverhältnisses Zi'lischen Staats­

bürger und Behörden eintritt. I! (Seite 14, linke Spalte, letzter 

Absatz) • 

Das Ziel dieser r1aßQahmen ist, wie sich aus der Regierungs­

erklärung vom 5. November 1971 ergibt, dem Staatsbürger "ei.n 

echtes Verwaltungsservice zu bieten". (Seite 34, linke Sp~lte, 

1. Absatz). 

Aufgabe der Arbei tsmarktpoli tik lmd der Arbeitsmarktverival tung 

ist es also, im Rahmen dsr 3.ngestrebten Verbesserung der Lebens­

bedingungen in der Industrieg3sellschaft die Menschen durch 

Dienste und Förder ... ulgsmöglichl,:ei·cen vJirkungsvoller bei üer Ent-
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scheidung über den Einsatz ihrer Arbeitskraft zu unterstützen, 
im eJ:lgen Zusammemvirken mit der \.Jirtschaftspoli tik die regionalen 
Erwerbsbedin.gun~e'!Jg1.eichmäßig zu ent\'iickeln und durch ihre 
Dienste auf dOID Sektor der Ar-oei tsma:rktverv;~:ü tung das generell 

angestrebte Verwaltungsservice zu bieten. 

Im Sinne dieser Zielsetzungen hat die Arbeitsmarktverwaltung 

berei ts im Jänner 1971 mit Billigung des Beirates f-t:,J.' Arbeits-

kt ~. t . k' . t:t 1 ~ . .l..' IIT~ t f" d . G t·; t mar poJ..J.. 1 eln m::." e ..... Irl.s vJ.ges -,-,o:;:.:.:c;ep ur le es 0..J. ung 
und den Einsatz der arbeitsmarktpolitischen InstIumente" er­

stellt, dessen Zweck es sein sollte, eine organische und 
koo'rdinierte '-leiterentwicklung der Arbeitsmarktpolitik und der 
Arc2itsmarktverwaltung in Richtung auf einen Kundendienst zur 
Information und Beratung ü1.;~r Berufs- und Arbeitsmöglichkeiten 

und eine stäI'kere Integration c-::I' arbeitsmarktpolitischen Instru­
mente in ein als Einheit aufzufassendes wirtschaftspolitisches 
Instru~entarium zu erreichen. Die im Jahre 1971 getroffenen Maß­
nahmen stellen sich bereits als der erste Schritt zur Reali­
sierunr., di.eses Konzeptes dar und auch dle in dem Zei+;raum, auf 
den sich die Anfrage bezieht, 8:_'grifü:nen Maßnahmen sind als eine 
]'ol'tsetzung der planmäßigen Erfüllung des Konzeptes anzusehen. 

FÜl' diesen Zeitraum können dabei konh.ret folgende For-::schritte 
angeführt werden: 

1. Ausbau des Service8 der .h..cbei tsm8rktver\·;al tung: 

In üem Maße, in dem die Arbeitsmarktverwaltung im,stande ist, 
ihren Kunden rasch, unbürokratisch und verläßlich Auskünfte, 

Informationen und Beratungen über die ~ülgemeinen und die indi­
viduellen Chancen a'lf dem Arbeitsmarkt zur Verfügung zu st;)llen, 
kann die Arbeitsmarktverwaltung als eine dem neuen angestrebten 
TJ~ staatlicher Einric~tungen, die sich als Dienste für den 
Staatsbürger verstehen, angesehen werden. Die Fu~~tionstüchtigkeit 
der Arbeitsmarktverwaltung in diesem Sinne ist gleichzeitig die 
Voraussetzung dafür, daß diese in ausreichender Weise dazu bei­
tragen kann, die Wirtschaft mit Arbeitskräften zu versorgen und 
eine wirkungsvolle Arbeitsmarktpolitik durchzuführen. In Fort­
setzung der Bemühungen in diesem Sinne wurden weitere Informations-
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stellen und Leseräume bei den Arbeitsämtern eingerichtet und 

das ~nformationsmaterial über Berufe und offene Stellen ausge­
baut. In diesem Zusammsi.1hang si_nd vor allem die lokalen Arbeits­
marktanzeiger zu nenr-en, durch die für jedeh Interessierten um­
fassende Informationen über den für ihn unmittelbar interessanten 
Arbeitsmarkt geboten sind. Darüber hinaus wurde aber auch aie 
überregionale Übersicht durch die Neugestaltung des _"'.nzeigers 
für Gesamtästerreich, den IIÖstE::rre_'_ch_'_schen Arbeitsmark~anzeiger", 

weiter verbessert. Weiteres Informationsmate~ial informiert 
über Berufe und Berufswege: 

"Dcts alles kannst Du 'VJerden" berufskundliehe Broschüre für 
Hauptschüler 

liDer Weg zum Erfolg ll berufG~:undliche Informationen für Jugend­
liche und Erwachsene 

".Matuara - und wie geht es wGiter?" Studieninformationen für 
Maturanten und Absolventen höherer Schulen. 

Gemeinsam mit dem Österreichischen Gewerkschaftsbund wurde die 
Brosch-:ire :'Berufsausbildung heut e!l, Bei tr~ge zur Lehrlings~us­

bildung in Österreich, herausgcbeben. 

ItEil1 neuer 8tartll.Broschüre für Frauen zur In.formation über 
MÖCl:_:_it;:b.kei ten im Erwerbsleben 
sO\-Jieüber Ji'örderungsmöglichkeiten aufgrund des Arbeitsmarkt­
förderungsgesetzes: 

. nSie speichern Ihre Stärke? 11 für Schlüungsbeihilfen 
"Beweglichkeit im Beruf" für .Mobilitätsbeihilfen 
"'VlcJ_len Sie beruflich vorvJärtskommen?" Informationen über 
Arbeitsmarktservice. 

2. Verbesserung der Beratungs- und Entscheidungsgrundlagen: 

Die Erfahrungen mit Vorhersagen über die Entwicklung des' 
Arbeitsmarktes waren in der Vergangenheit gering und dement­

sprechend 1'1ar der Aussagewert solcher Prognosen, die der Arbeits­

marktverwaltung durch das Arbeitsmarktförderungsgesetz aufge­
tragen wurden, in der ersten Zeit der Geltung des Gesetzes nicht 
sehr bedeutend. Anderseits bedarf es keiner Erläuterung, daß 
Aussagen dieser Art für eine z'i'Jeckentsprechende Information und 
?ere.tu:'lg der Kunden der Ar'bei tsmarktvervJal tung unerlä.ßlich sind. 

710/AB XIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 13 von 22

www.parlament.gv.at



14 

,Große Anstrengungen wurden deshalb 1.l":'1ternommen, um die ent­
sprechenden Prognosen fü.r die Jahre 1972 und "l973'6u v~rbessern 
und zu verfeinern und darüber hinaus durch "'iine's.e±t_Beginn des Jai1reB 
1972 d11rchgeführte Vierteljahresvorschau die Aussagen der 
Jahresprog~ose laufend zu kontrollieren und 7U korrigieren und 
gleichzeitig jevJeils für einen Gesamtjahreszeit:r.aum eine ent­
.sprechende Aussage machen zu können. 

3. Konkretisle~ung d~r Kriterien der aktiven Arbeitsmarkt­
politik bei der Arbeitsmarktföroerung: 

Das Arbei tsma;ktförderungsgesetz hat 7::J8-:L die gcsa'Ilte Tätig­
keit der Arbeitsmarktverwaltung und insbesondere'di~ Arbeits­
marktförderung unter den Gesichtspunkt der aktiven Arbeitsmarkt­
poli tik gestellt, hat aber für die Kriterien, die als B--kti ve 
Arbeitsmarktpolitik zu qualifizieren sind, keine weiteren Aus­
sagen gemacht, wenn man von der allgemeinen Anordnung, Förderungs­
maßnahmen müßten volkswirtschaftlich nützlich und im öffentlichen 
Interesse gelegen sein, absieht. "t-lenn auch der Begriff ier 
aktivep Arbeitsmarktpolitik durch die Wissenscl:':J.ft und die ein­
schlägigen internationalen Dokumente der OE nD und der lAO 
theoretisch ausreichend klargestellt ist, so erweisi,: es sich 
doch als erforderlich, bei d{;;:;.: Durchführung der entspröchenden 
Maßnahmen Handhaben und Richtlinien zn erarbeiten, die sicher­
stellen, daG die Entscheidungen über Förderungsmaßnahmen unter 
Gesichtspunkten erfolgen, die den Gesamtgesichtspunkt. d~r aktiven 
Arbeitsmarktpolitik berücksichtigen. Zu diesem Zweck wurden im 
Einvernehmen mit dem Beirat für Arbeitsmarktpol:.tik die arbeits­

ma::ktpoli tischen Grundsätze für di:; Arbeits~nnrktförderung a.m 

Beispiel der Arbeitsmarktausbildung(Erlaß Zl. 35.803/10-15/1972) 
und das arbeitsmarktpolitische Verfahren zur SichsrsteIlung einer 
z.weckentsprechenden Vergabe der Mittel (Erlaß Zl. 34.021/1-15/ 
1972) erarbeitet und als Grundlagen für die Tstigkeit der Arbeits­
marktverwaltung in der Arbeitsmarktförderung festgelegt. Außerdem 
wurden die arbeitsmarktpolitischen Kriterien,' die für die Ge­
währung von Ausbildungsbeihilfen an Lehrlingen maßgebend sein 
sollen, neu und präziser festgelegt (Erlaß Zl. 36.602/17-18a/1972) 8 
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4. Ausbau dzr Mitwirkung der Sozialpartner an den arbeits­
marktpolitischen Entschei0ungen: 

Das Arbei tsma:'\:ktiörderungsgesetz stellt Z\IIie.r den GrlH~dsatz 
auf, daß sich das Bundesministeriumfür soziale Ve~waltupg in 
allen wichtigen arbeitsmarktpolitischen Fragen mit dem Beirat 
für Arbeitsmarktpolitik zu beraten hat. Die ausdrückliche Ver­
pfl~chtung, den Beirat anzuhöre~, ist aber nur an verhRltnismäßig 
weriigeri Stellen des Gesetzes enthalt~n. International gese~en 
ist jedoch die unmittelbare Mi tvJirkung der Sozialpartner an 
allen Naßnahmen C11~r Arbei tsmarktpoli tik ein <,vesentlicher Be-­

standteil der ale:; i ven Arbeitsmarktpolitik. Vor allem als 
Instrument dieser Zusammenv::7bei t ist der Beirat für Arbei ts­

marktpolitik anzusehen, weshalb das Bundesministeri-:n:n für 
soziale Verwal tung nicht nur von sich aus' die Berei tsch::.ft er­
klärt hat, auch alle wichtigen Fragen, bei denen die Einschaltung 
dieses Beirates im Gesetz nicht vorgesehen ist, in Zusam.nlrnenar·bei t 
mit dem Beirat zu behandeln. SOnc.3rn auch durch die Schaffung 
ein8s geschäftsführenden Äuss6'.usses dieses Beirates die prak­
tische Möglichkeit erör-fnet hat, tatsächlich alle laufe!~den 
arbeitsmarktpolitis0hen Probleme mit den Sozialpartnernzu 
erörtern. 

5. Maßnahmen zur Sanierung des Raumes Aichfeld-Murb0~en; 

Im Rahmen der allgemeinen arbeitsmarkt- und wirtschaf~s­
politischen Aussagen der Regier-:lngserklärungen nehmen die Ziel­

setzungen auf dem Gebiet df>1.:' Raumordnung und der regionalen 
Planung besonderen Rauw ein. Im zunehmenden Maße wird die 

Lösung wi:::'tschaftsp.~li~her.:P.rQbTe:mß v.e:dt;;nLjJft mit der Beseitigung 
von Schwierigkeiten, die damit zusammenhängen, daß der wirt­
schaftliche En~wicklungsRtand verschiedener Regionen unter­
schiedlich:ist b3tl.daß eiDzeIne Rä1.:L'l1e, die eine ungünstige wirt­
schaftliche Struktur aufweisen, eine Verbesserung dieser 
Struktur erfa..'1ren. Nur durch die Lösung dieser besonderen 
Problematik wird es m6g1ich werden, die Zielsetzung eines 
optimalen \virtschaftlichen viachstums und der Vollbeschäftigung auch 
tatsächlich für den gallzen Bundesbereich zu erreichen. In diesem 
Sinne sind die I'1aBnallmen· ~.;~ vf;rstehen, die seitens der Bundes-
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regierung insgesernt :lnd im be~onderen auch seitens des 
Bundesministeriumö für soziale Verwaltung zur Sanierung des 

-Raumes Aichfeld-I1uI'boden ergriffen worden sind. 

6. Vorbereitung der Novellierullt:; des Ar"beitsmarktförderungs­

gesetzes: 

Das Arbeitsmarktförderungsgesetz in seiner geltenden Fassung 

re.bht in mancher Hinsicht nicht aus, um eine aktive Arbeits­
marktpc.\~i tik in dem Sinne ':de ~;ie sich aus den beidE::n Re­
gierungserklärunge::., dem daraus abZllleitende~ Auftrag für die 

Arbeitsmarktpolitik und dem erwähnten ar"beitsmartpolitischen 
Kc~zept ergibt, zu realisieren. Um den angeführten Grundsätzen 
besser entsprechen und die angestrebten Ziele zweckentsprechender 
erreichen zu können, hat das Bundesministerium für soziale Ver­

waltungbereits den Entwurl' einer umfangreichen Novelle zum 
Arbeitsmarktförderungsgesetz erstellt und zur Begutachtung aus-: 
gesendet. Dieser EntvJUr f verstärkt auch von der gesetzlich·:::n 
Regelung her die Funkt.;_on der Arbeitsmarktverwal tung als eines 

Kundendienstes, der außerhalb . herkömm::i iche:c Zuständigkeits-

beschränkungen und bürokratischer Komplikationen Auc~unft und 
BerCi.tung zu bieten hat und er\'JE::itert das arbeitsmarktpolitische 
Förderungsi'!lstrumentarium um neue, d:::n Bedürfnissen der \1fi;r:'t;.. 
sc:tafi:; besser angepaßteund vor allem regiorialpoli ti:::(.h ein­

setzbare Formen der Arbeitsmarktförqerung. Daoei sind die ent·· 
sprechenden BestimmungISn so konz ipif.rt, . daß Arbei tsmarkt­

förderungsbeihilfen stärker als bisher als Tei.le und im Rahmen 
konzertierter wirtschaftspolitischer f1aßnahmen und Ent­
sch.~idu.c_gen e'rfolgen können. 

B) Im Sinne der i.n der :?'egierungserklä·:,ung vom 5. Novem~)er 1971 

zum Ausdruck gebrachten Anerkennung der Stellung der Frau 
in der Gesellschaft und ihrer Leistungen im Beruf haben die Maß­
!lahmen zur Aktivierung weiblicher Arbeitskraftreserven im Anstieg 
des Anteils der weiblichen Arbeitskräfte am Gesamtbeschäftigten­

stand von 36,9% in den Jahren 1969 und 1970 auf 37,1% im Jahre 
1971 ihren Niederschlag gefunden. 

Durch die Veranstaltung von Informationskursen für Frauen, die 
nach mehrjähriger Tätigkeit im Haushalt oder als mithelfende , 
Familienangehörige in ländlichen Gebieten zu einer Arbeit sauf.:...' 

nahme angeregt und auf die :3eihilfen nach Ciern Arbeitsmarkt- .. 
förderungsgesetz aufmerksamgemacht werden, sowie durch die 
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Int~ensivierung von kurs- und lehrgangsmäBigen Schulungen 

',/elblicher Arbeitskräfte sind Beiträge im Sinne der Regierungs­

erklhrung sowohl zur Schaffung außerlandwirtschaftlicher Arbeits­

plätze als B'..1ch zür Förde:C1:mg U€s für Österreich bedeutsamen 

Fremdenverkehrs geleistet 1:JOrdcn. 

Die jährlichen Zunahmen an Nach- und Umschulungsmaßna.."lJ.men 

kommen dem in der Regierungserklärung betonten besonderen An .... 

liegen der permanenten Weiterbildung als Hilfe zur beruflichen 

Mobilität entgegen ·u.nd liegen auf de:;.' Linie c::'ner zielstrebig ver­

folgten HöherqualifizieJ.'ung der weibJ.iclJcu Arbeitskräfte (Zunahme 

der kurs- und lehrgangsmäßigen Schulungsmaßnahmen für weib-

liche Arbeitskräfte von 2224 im Jahre 1970 auf 4041 im Jahre: 197'1, 

d.n. um 18'17 oder 82%). 

Um eine möglichst friktiOl"lsfroie IL.tegration der Frau in das 

vlirtschaftsleben Österreichs zu gev-iährleisten, werden gleichfalls 

im Sinne der Regi.erungserklärung die entsprechenden Vorhaben im. 

engstell Einverner.illlen mit den Interessenvertretungen gestaltet. 

In -,ferfolgung des Zieles zur Besserstellung der Frau im Beruf 

stellt. neben intensiver AufkläY'lmgsarteit zum Ausgleich der 

Bildungscha:c.cen in Bezug auf das Geschlecht vor allem die Förderung 

de:_· opY'uflichen Qualifizierung der 1iJbiblichen Bevölke:;..'ung im 

zweiten Bildungsweg lffi Hinblick auf ihren grBßeren Nachholbedarf 

ein langfristiges Vorhaben .j.r~r '. 

Zur Klärung gesellschaftsrelevanter Fragen im Zus~TO....1J1enhang 

mit der Berufstätigkeit der Frau werden die spezifischen Probleme 

nieLt nuT in Expertenkreisen behandelt, sondern auch mittels Forschung::;. 

aufträgen empirisch untersucht ~ Die Ergebnisse dieser Bemü.hilllgen ':ierdeL. 

in einocblägigen Informationsschriften meinungsbildendenPersonen 

in den einzelnen Gremien der Interessenvertretungen und den Z11-

ztändigen öffentlichen und privaten Stellen vorgelegt \l'Jerden. 

IV. Kriegsopfer- und OJ2..ferfürsorge: 

In der Regierungserklärung vom 5. November 1971 hat Bundes­

kanzler Dr. Kreisky darauf hingevJiesen, daß die dringendsten 

Forderungen der Kriegsopfer nach einem Etappenplan erfüllt werden, 

der bGreits im Rohentwurf Ü1 Bund esministerilun für soziale Ver­

waltung vorliege. Weiters wlirde auch den Forderungen der Opfer 
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'politischer Verfolgung gebührende Aufmerksamkeit geschenkt 

vlerGe:::l. Beide VCj~haben konnteü seither zur Gänze im Sinne 

der RcgieruI.!.gserklärung verwi:ckJicht werden. So hat die Bundes­

regierung im April 1972 dem Nc.tionalrat die Entwürfe vcn 

Novellen zum Kriegsopferversorgungsgesetz (KOVG) und Opferfür­

sorgegesetz (OFG) zur verfassungsmäßigen Behandlung vorge­

legt. 1Jiese Gesetzenhvürfe ha"ben durch Beschluß des ~ational­

rates vom 26. ApriJ. 197? und Kunä.:::lac!J.ung im Bundesgese~zblatt 

(BGBl.Nr. 163 und 164) Gesetzeskraft erlangt. 

Die Novelle zum KOVG sieht im 'wesentlichen neben der 

z\.:eiten Rate der Nachdynamisierung für das Jahr 1966 im iAuR-

maß von 3,5% weitere ErhBhungen der Beschädigtengrundrenten, 

ferner der Grundrenten für jene 1tJitwen, die das 55. Lebensjehr 

vollendet mer :für w~riigstens z"-Jei -waisenrentenberechtigte Kinder 

zur sorgen haben oder erwerbsunfähig sind und für Witwen r.ach 

Empfängern einer PfleF':e- eder Blindenzulage , sO\·Jie der EI tern­

renten vor. Die Erh5hung der Beschädigten~enten wird in 3 

Etappen, und z'vJar jeweils am 10 Juli der Jahre 1972 bis 1974, 
die. F,rhBhung der Witwenrenten ~n 2 Etappen, nämlich am 1. Juli 

1972 und aE 1. Jänner 1973 eintreteT'.. Die Anhebung der Ver­

sC:L.'g'lngsleistungen für Eltern erfolgt zum 1. Juli 1S"/2 und zum. 

1. Juli 1973. Zu denselben Zeitpunkten werden' auch die Pflege­

und Blindenzulagen in zwei ~tap~en im Hinblick auf die ge­

stiegenen Lohnkosten des berufsmäßige:"1 Pflegepersonals be­

trächtlicherhBht .• Schließlich enthält das Gesetz noch die Ver­

bOBser-ung der BeweL'tung des Einkommens aus Land- und Forst­

wirtschaft und die Einfifr.cung eines 'Zuschusses z.u den· Kosten für 

Diätverpflegung. Die Erhöhungen der Renten und die sonstigen 

Leistungsverbe~serungen werden einen Gesamt-Mehraufwand von 

annäb,zrnd730 Millionen S bedingen. 

Die ErhBhung der Grundrente, Pflege- und Blindenzulage nach 

dem KOVG 1Ilirkt sich im Bereiche der Opferfürsorge auf die 

gleichartigen Leistungen (Opferrente, Hinterbliebenenrente, 

Pflege- und Blindenzulage) aus, während die Bestimmung über die 

Gel/Jährung eines Zuschusses zu den Kosten der Diätverpflegung 
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in den Katalog der im Bereiche der Cl)ferfül'sorge sjangemäß 

anzuvJendenden BestirrLTllungen aufgenommen "(,vurac:. 

Dariiberhinaus vJurden dUI'ch die o. a. (22.) Opfer fürsorge­

gesetz-Novelle sEimtliche einkoJTIITlensabhängigen Rentenleistung~.m 

(Unterhaltsrente ~nd Beihilfe)wesentlich erhBht und die im Be­

darfsfalle Z'l die'ß,en Leistungen zu gewährende Hilflosenzulage 

der Hbl.1e nach der gleichartig::m I,eistung nach dem ASVG an6e­

glichen. 

Auf den Gebiete d8r EntschädiguTJ,gsleistungen nach dem 

Opferfürsorgegesetz ,>;urden die Bedingungen für den Anspruch 

auf Entschädigung wegen Lebens im Verborgenen und auf Haftent­

schädigung der Eltern nach ihren Kindern \<Jesentlich erleichtert 

unQ für Witwen und Lebensgefrulrtinnen nach gefallenen Opfer~ 

des Kam~\fes um ein freies und demokratisches Österreich eine 

einmdlige Entschädigung von 10.000 S vorgesehen. 

Die durch die angeführte Novelle zum KOVG bevJirkten J.Jeistungs­

verbesserungen 1>Jurden mit Bundesgesetz vom 26. April 1972, BGBl. 

NI'. 165, auch in die Heeres'v i;I'Sorgung ÜbernomIDf:.i'. 

Ferner verweise ich noch auf das Bundesgesetz über :1ie Ge­

währung von Gilfeleistungen an Opfer von Verb~o.chen. dessen 

Entv;urf die Bundesregierung iTt'" November 1971 dem Ne:tic:::alrat 

zur verfassu.:1gsmäßigen Behandlung vor~elegt hat. Am 9. Juli 1972 
wuräe vo:;, N<?tionalrat der Gesetzesbeschluß gefaBt; die Kund­

machung im BUlidesgesetzblatt erfolgte unter der Nummer 2eS. 
Durch dieses Bundesgesetz soll Personen, die durch ein Ver­

brechen unverschuldet dauernden und schweren g8~;undl:eitli.chen 

SC~laden erleiden! im .Falle ihres Tndes dere:lHinterbliebenen, 

angemessene Hilfe zuteil w.erden. Als Tag des Inkrafttretens ist 

der 1. September 1972 vorgesehen, doch vJird das Gesetz auch 

auf Personen anzuvJenden sein, die' schon vor derri I!lkrafttreten, 

jedoch nach dem 31. Dezember 1969 Opfer eines verbrechens ge­

worden sind. 

Abschließend ven"ieise ich rioch auf das Bundesgesetz vom 

15. Dezember 1971, BGBl.Nr. 472, 1rwöurch die Kleinrenten er­

neut um durchschnittlich 10% erhöht 1rJUrden. 
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V. Arbeitnehmel':Jcnutz: 

Die Regierungserklärung vom 27. April 1970, mit der 
sich die neue BundesregiGTuhg identifiziert, befaßt 

Sich a1...1.cb mit A:ngelegenhei ten ~ C!ie zumindest zum Teil in den 
Bereich des A.rbeitnehmerschutz8s fallen. Es sind dies f01gende 

Ausführungen: 

1. "Die Arbeitsschutzbestimmungen für alle Arbeitnehmergruppen 
werd8~ der technischen Entwicklung den arbeitsmedizinischen 

Erkenntnissen gemäü intensiviert wE::Lden.1! (S~ 23 des steno­

graphischen Protokolls XII. GF, rechte Spalte, letzter Satz 

des ersten Absatzes)~ 

~. "Maßna}lJUen Zllffi Schutz vor gesundheitsschädigenden Umw~lt­

einflüssen durch SicheruDE der Erholungsräume, Reinhaltung 
von Luft und Wasser, hygi.enjF3ch?' Abfallbeseitigung, Bekämpfung 

von Lärm und Geruchsbelästigu:rlg, Strahlenschutz~ Schaffung 
klarer gesetzlicher Besti:runungen zum Schutze der Bevölkerur.l.b vor 

schädisen~en Einflüsse~ bei Errichtung und Betrieb von Kern­
kraft'VJerken. 

Koordinierung und Ausbau der UnfaUs-..lrsachenforschllng, Ausbau 
geeigLeter Schutzmaßna.'Jmen gegen die Zunahme der Unfallge­
fahren in allen V3bensbereichen, Unfa:'.l verhütung , Vorbereitung 

eines Schulwegschutz,,,~esetzes.!I (S. 24 des stenographi::::chen 
Protokolls XII. GR, linke Sp~ltc~ siebenter bis neunter Absat~). 

Zu diesen Ausführungen ist folgendes zu bemerken: 

1. lm Moi 1971 konnten nach mehrjährigen Bemühungen die Arbeiten 
am Entwurf des Arbei tne:".merschutzgesetzes abgeschlossen 

werden; dieser Entwurf vmrde als Regierungsvorlage im National-
rat eingebracht. Infolge Auflösung des Parlallents wurde dieser 
Entwurf nicht mehr behandelt und daher im November 1971 neuer-
lich als Regierungsvorlage eingebracht. Nac:t Beratung in einem 

Unterausschuß wurde die Regierungsvorlage mi~ den vom Unter­

ausschuß vorgeschlagenen Abänderungen und Ergänzungen in der 
Sitzung des Ausschusses für soziale VervJaltung am 17. r1ai '1972 
unter Berücksichtigung der in dieser Sitzung von Abgeordneten 
eingeb:rachten gemeinsamen Abänderungsanträge Ginstimmig angenommen~ 
Der Natümalrat gab in seiner Sitzung am "5J. Mai 1. J. einstimmig 
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'diesem Gesetzentwurf die verfassungs~ßige Zustimmung; der 
Bundesrat erhob gegen den Beschlriß des Nationclrat~s keinen 

EinvJand. Das Arbeitnehmerschutzgesetz vJur'Je im 71. Stück des 
Bundesgesetzblattes, Jahrgang 1972, unter Nr. 234 verlautbar'!;; 
es tritt mit 1. J.änner 1973 in Kraft. 

Nit dem A:r:beitnehmerschutzgesetz '\>Jurde im Sin:-1e der Re­
gierun~serklärung der Schutz des Lebens und der Gesundh8~t 

der Arbeitnehmer bei der beruflichen Tätigkeit sowie der 
bei dieser Tätigkeit mit Rücksicht 'auf Alter und Geschlecht 
der Arbeitnehmer gebotene Schutz der Si tt~"ic:lkei t für weite 
Bereiche neu geregat. Es wurde die Grundsätze für alle Maß­
nahmen und Vorkehrungen festgelegt, die notwendig sind, um 
ein("n dem hochentwickelten Stand der technischen \-Jissenschaften 

und den modernen medizinischen Erkenntnissen entsprechenden 
Schutz des Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer zu er­
reichen und dessen '\{ei terentltJicklung zu fördern 0 Auch sind 
auf Grund dieser ~egelung betriebliche Einrichtungen zu 
schaffen, die den Arbeitgebe".:' bei Durchführung Cer ibm ob­
liegenden Vorsorge f'[ir den Schutz der Arbeitnehmer unter­
stützen. Es .hat dies bei Betrieben ab einer 'oAstimlLten Zahl 
von Arbei tneh..mern durch die 0:'&tigkei t von 8icherhei -:8ve::,­
trauenspersonen zu erfolgen; bei größeren Betrieben sind 
überJieS siGherheitstechnische und betriebsärztliche Dienste 
einzurichten, Das Gesetz sieht für den Wirkungsbereich der 
Arbeitsinspektion und der Verkehrs-Arbeits inspektion eine ein­
heitliche Regelung für den Schutz des J.Jebens, d~r Gesunc'lüeit 
u~j der Sittlichkeit der Arbeitnehmer vor. 

Nunmehr werden die auf Grund des Arbeitnehmerschutzge-
setzes zu erlassenden Durchführungsvorschriften vorbereitet. 
Es werden für einzelne Bereiche neue VorschrifteL zu erlassen 
sein; überdies muß die große Zal11 der im § 33 des Arbeit­
nehrnerschutzgesetzes angeführten weitergeltenden Dienstnehmer­
schutzvorschriften den Erford~rnissen angepaßt w8Tden, wie sie 
sich aus der technischen Entwicklung und dem Sta~de der arbeits­
medizinischen Erkenntnisse ergeben. 
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2. Im Arbei tnehm€~'schutzgesetz sind auch riic Grundsätze für 

Maßnahmen zum Sr,hut~ von gesundheitsschädigenden Umweltein­

flüssen sOlveit geregelt, als es sich um derartige Einflüsse am 

Arbeitsplatz handelt" Diese Gp1'2dse.tze b!';z;i2ht;n sich auf Schutz­

maßnahmen technisch'er und medisinischer Art, die sich aus den 

Arbei tS~lorgängen ergeben; darunter fällt a-.:..ch dor Schutz vor 

Ein",Jirkung durch Lär~, Hitze oder gesundheitsschädlichen Staub. 
" 

Für den Schutz vor Einvlirkungionisierender Strahlen konnte 

nach 113ngwierigen gemeinsamen Beratungen der seinerzeitigeJ.~ 

Sektion Volksgesundheit des Bundesministeriums f~r soziale Ver­

waltung und des 2~ntral-Arbeitsinspektorates die Strahlenschutzver­

ordnung fertigg€,ptell t vieT-::en, die im BGBI.Nr. 47/1972 kund­

gemacht wu~_ode. Diese Vf:~rord",ung regelt in eingehender Weise, 

die zum Schutz des Lebens -8.nd der Gesu~dhei t von Me~schen not­

wendigen f1aßnahmen bei der Anwendung von Röntgeneinrichtungen 

und beim Umgang mit radioaktiven Stoffenc Sie enthält auch Be­

stimmungen über Kernenlagen. 

Das Zentral-Arbeitsinspektorat und die Arbeitsinspektorate 

sinn im Rahmen ihrer T8tigkei t auch um die Durchführung von -, 

Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen und BerufskI'ankhei ten 

bemüht. Die ArbeitsJ,IJspektoreü führten im Ja..lJ.re 1971 in 110.946 
Betr5eben 112.517 !nspektioaerdurch, wobei diese Tätigkeit 

vor allem der Verhütung von Unfällen und Berufskrankheiten 

diente. Bei Giesen Betriebsbesichtigungen ergaten sich '1'72.522 

Beanstandungen wegen arbe:i:tsschutztechnischer und arbeits­

hygienischer Mängel. Außerdem wurden zur Klärung von Unfall­

ursachen von den ArbeitsinF!)ektoren im eigenen vJirkungs-

bereich 5.547 Unfallse:l.'hebungen durchgeführt. Nach Erfordernis 

w~rden auch andere Stellen, insbesonders Ho~hschulinstitute mit 

der Behandlung besonderer Probleme, die die Verhütung von 

Unfällen und Berufskrankheiten betreffen, beauftragt. Das Zentral­

Arbeitsinspektorat ist auch im Rabmen seiner legislativen 

Tätigkeit um Verbesse:.:'ungen auf dem Gebiete des Unfallschutzes 

bemüht. 

Der Bundesminister: 

fRt:
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